
formuliert: Der Zuverdienst wird zur Hälfte dem Bürgergeldempfänger zugeschlagen
(600 + 150 = 750) und zur Hälfte dem Staat, sodass die staatlichen Nettokosten auf
450 € (600 – 150 = 450) sinken können. 

Zur weiteren Verdeutlichung der Zusammenhänge: Formal berechnet sich das Net-
toeinkommen des Bürgers nach der Formel Yn = B + (1– t) Yb = 600 + 0,5 × 300 = 750.
Die Höhe des effektiv gezahlten Bürgergeldes (= Steuergutschrift = Negativsteuer =
Sozialdividende) berechnet sich nach der Formel B(eff) = B – (1–t)Yb = 600 – 0,5 × 300
= 450. 

4  Methodische Kritik 

Das Solidarische Bürgergeld ist zweifellos eine weitreichende Reform – mit Rückwir-
kungen auf makroökonomische Variablen wie Löhne und Zinsen. Dementsprechend ist
eine empirische Abschätzung der Wirkungen extrem anspruchsvoll. Michael Opielka
und Wolfgang Strengmann-Kuhn ist diese Tatsache durchaus bewusst. Sie formulieren:
„Es ist unabhängig davon auch grundsätzlich fraglich, ob die dynamische Simulation ei-
nes so umfassenden Vorschlags wie des Solidarischen Bürgergeldes wissenschaftlich ver-
tretbar ist, weil üblicherweise nur Verhaltensreaktionen auf Basis kleinerer Veränderun-
gen geschätzt werden können“ (Opielka/Strengmann-Kuhn 2007, S. 22). Das ist rich-
tig – nur welche Konsequenzen sollte man daraus ziehen? Der Ansatz der Autoren: Sie
legen lediglich statische Simulationen ohne Verhaltensänderungen zugrunde – und ver-
nachlässigen Effekte auf z.B. Arbeitslosigkeit, Beschäftigung, Konsum und Ersparnis.
Sie begründen diese Vorgehensweise an anderer Stelle damit, dass die Abschätzung der
Verhaltensänderung den Rahmen der Studie sprenge (Opielka/Strengmann-Kuhn
2007, S. 61). Um es auf den Punkt zu bringen: Weil die Abschätzung der Effekte des
Solidarischen Bürgergeldes zu komplex ist, beschränken sich die Autoren auf Buchhal-
tung, ignorieren Verhaltensänderungen der Menschen als Reaktion auf die Reform –
und kommen dennoch zu einer Einschätzung zu den fiskalischen Effekten der Reform. 

Diese methodische Vorgehensweise ist unangemessen. Es gibt aus Sicht des Autors drei
Möglichkeiten. Weg 1: Es werden Mikrosimulationen unter Berücksichtigung von
Verhaltensreaktionen durchgeführt – eine Vorgehensweise, wie sie z.B. im Rahmen
des Kombilohngutachtens des Sachverständigenrats gewählt wurde. Es ließe sich dann
kritisch anmerken, dass statische Mikrosimulationen mit Verhaltensänderungen nur
einen Teil der Effekte einfangen (Partialanalyse), insbesondere weil die Unternehmens-
seite in solchen Modellen rudimentär modelliert ist. Im Rahmen statischer allgemei-
ner berechenbarer Gleichgewichtsmodelle ließen sich weiter gehende Rückkoppelun-
gen auf andere Märkte einfangen (Totalanalyse). Diesen Simulationsmodellen könnte
kritisch entgegengehalten werden, dass sie dynamische Effekte vernachlässigen. Aber
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die Unsicherheit über mögliche fiskalische Auswirkungen wäre deutlich geringer als bei
den im Rahmen des Gutachtens durchgeführten statischen Simulationen. Weg 2: Die
Grenzen der Quantifizierbarkeit großer Reformen werden deutlich gemacht und die
wichtigsten Wirkungskanäle auf die Einnahmen und Ausgaben des Staates offengelegt.
Letztlich sind auf diesem Weg nur Wahrscheinlichkeitsaussagen möglich. Weg 3: Die
modernsten empirischen Methoden werden sensibel angewandt – bei der Interpretation
der Ergebnisse werden die vernachlässigten, aber relevanten Wirkungskanäle darge-
stellt. Vor diesem Hintergrund werden vorsichtige Politikempfehlungen abgeleitet.

Aus Sicht des Autors sollte Weg 3 beschritten werden; am ZEW werden zur Wir-
kungsanalyse von Reformen sowohl ein Mikrosimulationsmodell unter Berücksichti-
gung von Verhaltensänderungen als auch ein allgemeines Gleichgewichtsmodell einge-
setzt sowie ein kombiniertes Mikrosimulations- und allgemeines Gleichgewichtsmodell
verwendet. Im Gutachten von Opielka/Strengmann-Kuhn wird nur eine kurze Strecke
des ersten Weges zurückgelegt – es werden jedoch auf dieser Basis weitreichende
Schlussfolgerungen („das Modell Solidarisches Bürgergeld [ist] in der von Dieter Alt-
haus vorgelegten Form mit nicht unerheblichen Modifikationen finanzierbar“, Opiel-
ka/Strengmann-Kuhn 2007, S. 24) gezogen. 

5  Implementationsprobleme und dynamische 
Verhaltensanpassungen

Ein bedingungsloses Grundeinkommen hebelt die in der deutschen Sozialgesetz-
gebung verankerte Arbeitspflicht für Grundsicherungsempfänger aus. Die Nachran-
gigkeit der Leistungsgewährung würde entfallen, Leistungen des Staates würden ohne
Gegenleistung gewährt. Das Solidarische Bürgergeld stellt somit einen fundamenta-
len Systemwandel dar. 

Zurzeit wird die Grundsicherung über die Jobcenter und die Sozialämter adminis-
trativ bewältigt. Die Autoren schlagen eine Finanzamtslösung vor – mit monatlicher
Auszahlung der Transferbeträge. Die damit verbundenen administrativen Umwäl-
zungen werden lediglich angedeutet. Dabei zeigen alleine schon die Softwareproble-
me der Jobcenter, wie komplex die Berechnung von Grundsicherungsleistungen in
der Praxis ist. Es kämen völlig neue Aufgaben auf die Finanzämter zu, die mit den be-
stehenden Verwaltungsabläufen (jährliche Einkommensteuererklärungen) zumindest
kurzfristig nicht vereinbar sind.

Wichtiger sind jedoch die zu erwartenden Verhaltensanpassungen der Menschen, die
von den Autoren entweder mit Verweis auf die Kuchentheorie des Arbeitsmarktes als
unbedeutend dargestellt werden oder völlig ausgeblendet werden. 
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(1)  Rückgang des Arbeitsangebotes bereits Beschäftigter

Wie in Kapitel 2 ausführlich dargestellt, besteht ein wesentliches Problem eines Bür-
gergeldes darin, dass die Transfergrenze Y* in relativ hohe Einkommensbereiche ver-
schoben wird – mit der Konsequenz, dass bisherige Steuerzahler zu Transferempfängern
werden. Damit ist das Anreizproblem verbunden, dass es für bisherige Steuerzahler nut-
zenmaximal ist, ihren Arbeitseinsatz zu reduzieren – ihr Einkommensverlust wird zum
einen durch das Bürgergeld, zum anderen aber auch durch den Freizeitgewinn nutzen-
mäßig ausgeglichen. 

Aus Sicht der Autoren ist dieser Effekt „arbeitsmarktpolitisch sinnvoll ..., weil dadurch
der Arbeitsmarkt entlastet wird“ (Opielka/Strengmann-Kuhn 2007, S. 101). Dieser
Einschätzung liegt die Kuchentheorie des Arbeitsmarktes zugrunde, nach der es ein
festes Arbeitsvolumen an zu verteilender Arbeit gibt. Theoretische und empirische
Untersuchungen belegen jedoch eindeutig, dass diese Vorstellung nicht der Realität
entspricht. Das Arbeitsvolumen wächst oder sinkt u. a. in Abhängigkeit der gewählten
Arbeitsmarktpolitik (Franz 2006).

(2)  Qualifizierung

Die in der Studie ausgeblendeten Auswirkungen eines bedingungslosen Grundeinkom-
mens auf die Qualifizierungsbemühungen der Menschen könnten dramatische Ausmaße
annehmen. Zwar sind solche Effekte schwer abzuschätzen (Oskamp/Snower 2006 für ein
dynamisches empirisches Modell), doch ist es offensichtlich, dass sich eigene Anstren-
gungen deutlich weniger lohnen als bisher, wenn die Alternative ein relativ hohes
Grundeinkommen ohne Gegenleistung ist. Insbesondere junge Menschen könnten vor
diesem Hintergrund – noch mehr als bisher – Bildung und Ausbildung vernachlässi-
gen, was mittelfristig negative Effekte auf Beschäftigung und Wachstum nach sich zie-
hen würde. 

(3)  Soziale Arbeitsnorm

Das Solidarische Bürgergeld zeichnet sich gerade durch das Fehlen eines Arbeitszwanges
aus. Damit wird die soziale Arbeitsnorm stark relativiert. Es wird gesellschaftspolitisch
akzeptabel, ein leistungsloses Grundeinkommen zu erzielen. Insbesondere die Gruppe
der Menschen, deren Einkommen bereits jetzt kaum über dem Existenzminimum liegt,
wird sich verstärkt die Frage stellen, weshalb weiterhin in der Leistungsgesellschaft gear-
beitet werden soll. Anders formuliert: Die soziale Arbeitsnorm würde über die Zeit ero-
dieren (Lindbeck 2006), der Anteil der Transferempfänger würde zulasten der Steuerzah-
ler zunehmen – mit der Konsequenz steigender Steuerlasten für den verbleibenden Teil
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der Erwerbstätigen. Es stellt sich dann die Frage, wie stark die Steuerbelastung steigen
muss, bis die Steuerzahler durch Steuervermeidung oder Abwanderung reagieren. Diese
dynamische Verhaltensanpassung lässt sich empirisch mit den derzeitig verfügbaren Me-
thoden nicht einfangen. Dennoch dürfte es sich um eine höchstrelevante Verhaltensan-
passung handeln, die von den Autoren nicht problematisiert wird. 

6  Zusammenfassung

Das Solidarische Bürgergeld stellt einen fundamentalen Systemwandel dar. Als bedin-
gungsloses Grundeinkommen hebelt es die in der deutschen Sozialgesetzgebung ver-
ankerte Arbeitspflicht aus. Es setzt ausschließlich auf Anreize – im Gegensatz zu
Zwangselementen.

Opielka/Strengmann-Kuhn 2006 kommen auf der Basis von statischen Mikrosimula-
tionen zu dem Ergebnis, dass das Solidarische Bürgergeld „bei einer Transferentzugs-
rate von 80% und einem Spitzensteuersatz von 35% oder auch bei einer Transferent-
zugsrate von 70% und einem Spitzensteuersatz von 40% sowohl das Bürgergeld als
auch die Gesundheitsprämie in den genannten Größenordnungen kostenneutral finan-
zierbar sind“ (Opielka/Strengmann-Kuhn 2007, S. 22).

Dieser Schlussfolgerung wird in dieser Expertise entschieden widersprochen. Es wird
zum einen gezeigt, dass solche weitreichenden Einschätzungen keinesfalls auf der Ba-
sis von statischen Mikrosimulationen getroffen werden können. Statische Simulationen
blenden Verhaltensreaktionen der Menschen aus und betreiben Buchhaltung. Bei einer
fundamentalen Reform des Grundsicherungssystems können jedoch Verhaltensreak-
tionen der Menschen nicht ausgeklammert werden – sie sind stattdessen für die Ein-
schätzung der Finanzierbarkeit des Solidarischen Bürgergeldes zentral.

Um zumindest einen Eindruck über die Größenordnung der zu erwartenden fiskali-
schen Effekte zu bekommen, sollten Mikrosimulationsmodelle unter Berücksichti-
gung von Verhaltensanpassungen mit allgemeinen Gleichgewichtsmodellen kombi-
niert werden. Doch selbst wenn die modernsten empirischen Methoden angewandt
werden: Es bleiben große Unsicherheiten mit Bezug auf die dynamischen Verhal-
tensanpassungen der Menschen. Unklar sind z.B. die Effekte auf die Qualifizierungs-
bemühungen und auf die soziale Arbeitsnorm in einer Gesellschaft mit einem bedin-
gungslosen Grundeinkommen. Hier sind aus Sicht des Autors dieser Expertise enorme
zusätzliche Finanzbedarfe zu erwarten, weil sich Menschen weniger als bisher qualifi-
zieren und weniger als bisher arbeiten. Bei einem anderen Menschenbild mögen diese
dynamischen Verhaltensanpassungen bedeutungslos sein. Die impliziten Annahmen
über die Verhaltensanpassungen müssten jedoch offengelegt werden. So könnten z.B.
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„menschenbildabhängige“ Szenarien mit modernen empirischen Methoden dynamisch
simuliert werden, um ein besseres Bild zu den finanziellen Konsequenzen des Solidari-
schen Bürgergeldes gewinnen zu können. Dazu bedarf es jedoch eines erheblichen Aus-
baus des bestehenden empirischen Instrumentariums.
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